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Wahrscheinlich ist es nicht das,
was sich die Graubündner Kan-
tonalbank (GKB) vorgestellt hat-
te, als sie vor vier Jahren einen
grossen Coup ankündigte: Da-
mals übernahm sie 70 Prozent
der BZ Bank. Das Institut hatte
bis dahin dem Finanzunterneh-
merMartinEbnerund seinerFrau
Rosmarie gehört.UmEbner ist es
ruhiger geworden; einst setzte er
als «aktiver Aktionär» zahlrei-
che SchweizerGrosskonzerneun-
ter Druck. Die GKB wollte damit
«ihre erfolgreiche Beteiligungs-
strategie» fortsetzen.Fürden da-
mals 77-jährigen Ebner und sei-
ne Frauwares die idealeNachfol-
gelösung.Anfang 2025 kaufte die
GKB schliesslich auch die restli-
chen Anteile der BZ Bank.

Nun rückt der Kauf wieder in
den Fokus. Seit wenigen Tagen
steht die kleine BZ Bank mit ih-
ren 13 Mitarbeitenden im Zent-
rum eines Streits, der für die GKB
teuer werden könnte.

In Chur sorgen die Vorgän-
ge teilweise für Unverständnis.
«Müssen Bündnerinnen und
Bündner jetzt um ihr Erspartes
fürchten?», fragt etwa die «Süd-
ostschweiz». Die kurzeAntwort:
nein.

Wie es der Zufall wollte, lud
die GKB amSamstag ihreTeilha-
berinnen und Teilhaber zur Jah-
resversammlung in die Churer
Stadthalle ein. Nach dem musi-
kalischenAuftakt durch die GKB-
Blasmusik machte Bankpräsi-
dent Heinz Huber klar, dass sich
das Institutwehrenwerde.Diese
Ansage reichte denAnwesenden
offenbar, um sich den geselligen
Anlass nicht verderben zu lassen.

Remo Stoffel
wähnt sich übergangen
Ausgestanden ist die Sache da-
mit aber nicht. Aus Churer Po-
litkreisen heisst es hinter vor-
gehaltenerHand, der Fall könnte
schmerzhaft werden. Das The-
ma sei allgegenwärtig. Da jedoch
kaumbelastbare Fakten bekannt
sind, kursieren Gerüchte.Die Un-
sicherheit zeigt sich auch an der

Börse: Die Partizipationsschei-
ne (PS) der GKB haben in den
letzten Tagen mehr als 10 Pro-
zent anWert eingebüsst.Das ent-
spricht einem Marktwertverlust
von über 150Millionen Franken.

Der Grund für die Aufregung
ist eine Klage gegen die BZ Bank,
die GKB sowie ehemalige und ak-
tuelle Mitarbeitende beider Ins-
titute. Es geht um Vorgänge aus
dem Jahr2024–dieGKBhielt da-
mals bereits die Mehrheit an der
BZ Bank. Die Forderungssumme
liege im mittleren dreistelligen
Millionenbereich, bestätigt die
GKB. Das entspricht etwa dem
Gewinn aus zwei regulären Ge-
schäftsjahren. Würde dieser be-
einträchtigt, könnten die Divi-
dende und die Ausschüttung an
den Kanton schrumpfen.

Hinter der Klage steht ein be-
sonderer Kunde der BZ Bank:
Es klagt die Beteiligungsgesell-
schaft Priora Suisse des Bünd-
ner Investors Remo Stoffel. Der
heute in Dubai lebende Immo-
bilienunternehmer stammt aus
Vals GR und sorgte in seiner al-
ten Heimat früher unter ande-
rem mit ambitionierten Hotel-
projekten für Schlagzeilen. Stof-
fels Firma wirft ihrer Bank laut
einer Mitteilung vor, sie bei ei-
nem lukrativen Geschäft über-
gangen zu haben.

Es geht um einen Deal
in derMaschinenindustrie
ImZentrumsteht eineBeteiligung
am inBernansässigenWerkzeug-
maschinenhersteller United Ma-
chining Solutions. Stoffels Priora
hielt eine bedeutendeBeteiligung
an demUnternehmen. Im Januar
2024 führte die Firma eine Kapi-
talerhöhung durch – doch Prio-
ra will davon nichts erfahren ha-
ben,weil die Bank sie nicht darü-
ber informiert habe.Durchdieses
behauptete Versäumnis sei Stof-
fels Anteil an United Machining
Solutions erheblich verwässert
worden.

Die Tragweite zeigte sich im
Juli 2025, als sich das BernerUn-
ternehmen in einer Medienmit-
teilung explizit bei seinenHaupt-
aktionären Rosmarie undMartin

Ebner bedankte.Diese hätten ge-
holfen, das Kapital zu beschaffen,
um die Sparte des Schaffhauser
Industriekonzerns Georg Fischer
zu übernehmen.Durch dieseAk-
quisition stieg UnitedMachining
Solutions zu einem derweltweit
grössten Werkzeugmaschinen-
hersteller auf.

Stoffels Priora blieb bei die-
sem lukrativen Deal aussen vor

und fordert nun Schadenersatz.
Die GKB und die BZ Bankweisen
die Vorwürfe in einer Stellung-
nahme als unbegründet zurück
und bestreiten die Forderungen
vehement.

Was exakt vorgefallen ist,
bleibt unklar. Zwar sollen Gut-
achten zum Fall existieren, doch
liegen sie unter Verschluss. Al-
les deutet auf einen kostspieli-

gen Rechtsstreit zwischen In-
vestor Stoffel und der GKB hin.
Doch wie teuer könnte das für
die Bank letztlich werden?

AndreasVenditti, Bankenana-
lyst bei der Bank Vontobel, ver-
folgt die GKB-Papiere zwar nicht
imDetail. Doch durch seine lang-
jährige Erfahrungmit Schweizer
Banken kennt er dieAuswirkun-
gen von Rechtsfällen aufAktien-

kurse. «Es ist in einem so frühen
Stadium schwierig, einen po-
tenziellen Schaden zu quantifi-
zieren», sagt er. Das gelte selbst
für ein Institut wie die UBS, wo
deutlich mehr Erfahrungswer-
te vorlägen.

Abhängigkeit vom
lokalen Immobilienmarkt
Dass der GKB-Partizipations-
schein zuletzt über 10 Prozent
einbüsste, relativiert sich: Auch
die Papiere anderer Kantonal-
banken gerieten in den letzten
Wochen unter Druck. Venditti
erklärt das mit Gewinnmitnah-
men. Zu Beginn des Jahres wa-
ren die als sichererHafen gelten-
den Kantonalbank-Titel wegen
geopolitischer Krisen besonders
stark nachgefragt,was die Kurse
branchenweit in die Höhe trieb.
Mit derEntspannung derweltpo-
litischen Lage nimmt die Nach-
frage ab.

Grundsätzlich ist die Expan-
sion von Kantonalbanken aus-
serhalb des Kerngeschäfts nicht
zwingend ein Fehler – auch
wenn es immerwieder zu teuren
Fehlschlägen kommt, wie etwa
das über 100 Millionen Franken
teure Abenteuer der Baselland-
schaftlichen Kantonalbank mit
der Onlinebank Radicant zeig-
te. Laut Andreas Venditti müs-
sen Kantonalbanken ihre Erträge
diversifizieren. Ihr grösstes Risi-
ko bleibe die starkeAbhängigkeit
vom lokalen Immobilienmarkt.
Angesichts dieses Klumpenri-
sikos sei der Aufbau alternati-
ver Ertragsquellen wirtschaft-
lich sinnvoll.

Die Beteiligungen der Grau-
bündnerKantonalbank steuerten
zuletzt immerhin 9 Prozent des
Jahresgewinns bei.Ob diese Stra-
tegie langfristig aufgeht, muss
sich nach den jüngsten Ereignis-
sen zeigen. Darauf hoffen auch
die Steuerzahlenden im Kan-
ton. Der Bündner Regierungs-
präsident Martin Bühler betont:
«DerBankrat hat dieAufgabe, die
nötigenMassnahmen zu treffen,
um die Interessen der GKB und
des KantonsGraubünden als Eig-
ner zu schützen.»

Millionen-Duell um die Ex-Bank vonMartin Ebner
Graubünden Die Bündner Kantonalbank wollte sich mit der Übernahme der BZ Bank neue Einnahmequellen sichern.
Stattdessen hat sie sich eine gewaltige Klage eingehandelt. Dahinter steht kein Unbekannter.

Aufstieg und Absturz der GKB-Papiere

Kurs der Partizipationsscheine der Graubündner KB, in Franken
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Heinz Huber:
Einst Raiffeisen-Chef,
heute GKB-Präsident. Foto: PD

Investor Martin Ebner:
Von ihm übernahm die GKB
die BZ Bank. Foto: «20 Minuten»

Investor Remo Stoffel
steht hinter der Klage gegen
die GKB. Foto: PD

«Es ist in einem
so frühen Stadium
schwierig,
einen potenziellen
Schaden
zu quantifizieren.»

Andreas Venditti
Bankenanalyst
bei der Bank Vontobel

Medikamentenpreise Bundesrat
Martin Pfisterwollte den Roche-
Lobbyisten Samuel Lanz abwer-
benund zumGeneralsekretärdes
Verteidigungsdepartements ma-
chen, wie der «SonntagsBlick»
berichtet. Der 42-jährige Lanz
lehnte demnach ab – bleibt Pfis-
ter aber als einflussreicher Phar-
mavertrauter erhalten. Als Zu-
ger Regierungsrat verantworte-
te PfisterdasGesundheitsdossier.

Im Streit umMedikamenten-
preise gerät die Nähe zwischen
Bundesrat und Pharmaindust-
rie in den Fokus. Roche und No-
vartis stehen international unter
Druck, in den Vereinigten Staa-
ten vertrauliche Preisstruktu-
ren offenzulegen, während sie
in der Schweiz an Geheimrabat-
ten festhalten. In Bernwächst der
Unmut, dass die US-Regierung
womöglich mehr über Schwei-
zer Medikamentenpreise weiss
als der Bundesrat. (red)

Pfister wollte einen
Roche-Lobbyisten
abwerben

Sommerferien DerLuftfahrt droht
wegen des Irankriegs eine Kero-
sinmangellage.Doch Swiss-CEO
Jens Fehlinger gibt Entwarnung
für die Sommerferien und er-
mutigt zum Buchen: «Den Preis,
den Sie heute zahlen, haben Sie
auf sicher», sagte derAirline-Ma-
nager im Interviewmit der «NZZ
am Sonntag». Er selbst habe sei-
nen Flug für die Sommerferien
gebucht und sei sehr entspannt.
Sollte es zum Äussersten kom-
men, könne die Swiss eine Reihe
von Massnahmen ergreifen, da-
mit die Passagiere trotzdem flie-
gen könnten. Eine Option seien
etwaTankstopps. «Das ist bei den
Flughäfen sinnvoll, die gut ver-
sorgt sind.» Für das Personal hat
FehlingerwenigerguteNachrich-
ten. Nachdem er den Kabinen-
mitarbeitern eine Kündigungs-
prämieversprochen hat,wird das
Sparprogramm nun auf das Bo-
denpersonal ausgeweitet. (red)

Swiss-Chef
gibt sich
optimistisch

Eigentlich ist das Ostergeschäft
Hochsaison fürSchoggi-Herstel-
ler. Doch in Deutschland blieben
Lindt-Artikel «wie Blei in denRe-
galen» liegen. Noch bei der Bi-
lanzmedienkonferenz im März
hatte Lindt-Chef Adalbert Lech-
ner gesagt, für Preissenkungen
sei es – trotz desmittlerweilewie-
der deutlich gesunkenen Kakao-
preises – «noch zu früh». Doch
kurz darauf hat Lindt&Sprüng-
li angekündigt, die Preise fürden
deutschenMarkt zu senken.Auch
fürdie Schweiz solle es einePreis-
senkunggeben,hiess esMitteAp-
ril. Allerdingswar zu jenem Zeit-
punkt noch nicht klar, wann, in
welchem Umfang und bei wel-
chenProdukten.Nun ist bekannt:
Nochdieses Jahrwerdendie Prei-
se sinken.

Das gab eine Sprecherin des
Schokoladenherstellers gegen-
über dem «SonntagsBlick» be-
kannt. «Anpassungen von bis
zu 20 Prozent betreffen unter
anderemConnaisseurs-Pralinés,
Kirschstängeli oder den Lindt-
Teddy.» Auch bei diversen Ta-
felschokoladenwerden die Prei-
se fallen.

Die Preissenkung ist eine Um-
kehr zu den vorherigen Preiser-
höhungen. In den vergangenen
Jahren stiegen die Preise kon-
zernweit um rund 40 Prozent.
Allein im vergangenen Jahr gab
es Preiserhöhungen um 19 Pro-
zent. Nach Angaben der Zeitung
brach dasAbsatzvolumen darauf
weltweit um 6,6 Prozent ein, in
Deutschland sogar um mehr als
15 Prozent. (roy)

Lindt-Schoggi wird noch in diesem Jahr
auch in der Schweiz billiger
Preisreduktionen Während Ostern wurden die Goldhasen von Lindt vor allem
in Deutschland zu Ladenhütern. Wegen zu hoher Preise.

Lagen vor Ostern «wie Blei in den Regalen» deutscher Supermärkte:
Die goldenen Lindt-Schoggihasen. Foto: Andreas Becker (Keystone)
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Wie viel Strom benötigen die Rechenzentren wirklich? Hier das
Vantage-Data-Center in Neuhegi bei Winterthur. Foto: Madeleine Schoder

Wie viel Strom braucht die
Schweiz – und vor allem: Woher
soll erkommen?Kaumeine Frage
spaltet die Politik derzeit so sehr
wie die Wahl zwischen erneuer-
baren Energien und der Rück-
kehr zur Atomkraft. Nach dem
Bundesrat sprach sich im März
auchderStänderat deutlich dafür
aus, das Neubauverbot für AKW
zu kippen. Auch im Nationalrat
zeichnet sich eine Mehrheit ab.

Während in Bundesbern über
finanzielle Risiken der Kernkraft
gestritten wird, stützte sich die
Argumentation der Befürworter
zuletzt auf ein neues Narrativ:
den angeblich explodierenden
Strombedarf durch Rechenzent-
ren fürkünstliche Intelligenz (KI).

Da derBoomdurchChat-GPT,
Gemini undCo.nochnicht einge-
rechnet sei, werde der Gesamt-
bedarf die prognostizierten 75
bis 90 Terawattstunden massiv
übersteigen, warnten FDP-Stän-
deratThierryBurkart und andere
Bürgerliche imStänderat.Es gehe
nicht nur um die Versorgungssi-
cherheit, sondern umdie digitale
Souveränität des Landes.Bundes-
rat Albert Rösti (SVP) nahm den
Ball auf undwarb für kleine mo-
dulareReaktoren: «DieseReakto-
ren sind eineRiesenchance fürdie
Rechenzentren, diewir uns nicht
entgehen lassen sollten.»

Neue Studie des Bundes
Doch neue Zahlen dämpfen die
Alarmstimmung beträchtlich.
Eine Studie der Hochschule Lu-
zern imAuftrag des Bundesamts
für Energie (BFE) kommt zum
Schluss: Der Energiehunger der
SchweizerRechenzentren istweit
weniger bedrohlich als behaup-
tet. 2024 lag ihr Verbrauch bei
2,1 Terawattstunden – lediglich
3,6 Prozent des Schweizer Ge-
samtverbrauchs.Auch fürdie Zu-
kunft gibt derBundEntwarnung.
Bis 2030 dürfte der Verbrauch
laut Prognose lediglich um 1,1Te-
rawattstunden auf 6 Prozent stei-
gen, schreibt dasBFEaufAnfrage.

Hinzu kommt:Die Studie sieht
bei Rechenzentren erhebliches
Potenzial fürEffizienzsteigerun-
gen. Würden diese konsequent
umgesetzt unddieAbwärme zum
Heizen genutzt, könnte laut BFE
der Stromverbrauch der Zentren
bis 2030 sogar stagnieren.

Diese Wendung ist brisant.
Im Juni 2025 machte ein Artikel
dieser Redaktion Zahlen publik,
wonach Rechenzentren bis 2030
rund 15 Prozent des Schweizer
Stroms fressen. «Das entspricht
etwa der Jahresproduktion eines
Kernkraftwerks»,warnte damals
StudienautorAdrianAltenburger,
Professor an derHochschule Lu-

zern.Kurz darauf schlugBundes-
rat Rösti im Gegenvorschlag zur
Blackout-Initiativevor, dasAKW-
Neubau-Verbot zu streichen.

Es stellt sich die Frage:Wurde
der Strombedarf aufgebauscht,
um einem Comeback der Atom-
kraft denWeg zu ebnen?

Der Vorwurf der Grünen
StudienautorAltenburger vertei-
digt seine ursprünglichen Zah-
len. Er führt die grosse Differenz
auf «zumTeil massive Effizienz-
steigerungen» zurück. Die ho-
hen Strompreise infolge des Uk-
rainekriegs hätten die Betreiber
gezwungen, schneller als erwar-
tet Stromzu sparen.Zudemseien
die Zentrenweniger stark ausge-
lastet als gedacht.Prognosen sei-
en «immer schwierig», so Alten-
burger, da Entwicklungen selten
linear verliefen. Auch FDP-Stän-
derat Burkartverweist auf dieUn-
sicherheit der Prognosen. Doch
selbst eine Zunahme von einer
Terawattstunde Strombedarf pro
Jahr bis 2030 sei erheblich.

Die Grünen interpretieren die
früheren Prognosen politisch.
«Jedes Argument für einen hö-
heren Strombedarf wird gezielt
genutzt, um die Versorgungssi-
cherheit anzuzweifeln und syste-
matisch Angst zu schüren», sagt
die Zürcher Nationalrätin Ma-
rionna Schlatter. Das Potenzial
von Effizienzsteigerungenwerde
dagegen schlicht ignoriert – ob-
wohl der Stromverbrauch in der
Schweiz seit 20 Jahren trotz Be-
völkerungswachstum stagniere.

Dass die Debatte derart hitzig
geführtwird, liegt auchanderun-
sicheren Datenlage. Wenn Prog-
nosen innert kürzester Zeit mas-
siv schwanken, nährt das den
Argwohn. Als Grundlage für po-
litische Entscheide seien auch
die neuen Annahmen «schlicht
zuwackelig», sagt Angela Müller,
Geschäftsführerin desVereinsAl-
gorithm Watch. Sie fordert eine
Offenlegungspflicht für Betrei-
ber: «Sonst bleiben die Bevöl-
kerung und die Politik weiter im
Dunkeln.» Die Fakten geben ihr
recht: DerBericht desBundes be-
ruht teilweise auf Stichproben,da
viele Betreiber ihre Zahlen unter
Verschluss halten. Damit beste-
he das Risiko, den tatsächlichen
Verbrauch falsch einzuschätzen.

Die Studie stellt jedoch klar:
Die KI spielt für den Schweizer
Stromverbrauch vorerst kaum
eine Rolle. Das energieintensive
Training grosser Modelle findet
dort statt,wo der Strom deutlich
billiger ist als hierzulande.

Benjamin Bitoun
und Edith Hollenstein

Wurde Stromhunger von
AKW-Lobby aufgebauscht?
KI-Prognose Statt 15 Prozent des Schweizer
Stromswerden Rechenzentren im Jahr 2030
wohl nicht einmal 6 Prozent verbrauchen.

«Irgendwo hat es Grenzen»: Lehrer Daniel Kachel in seinem Klassenzimmer in Bassersdorf ZH. Foto: Balz Murer

Claudia Blumer

Lehrer Daniel Kachel empfängt
imKlassenzimmerderSekundar-
schuleBassersdorf zumGespräch.
Es geht um die Arbeitsbedin
gungenvonKlassenlehrpersonen.
Kachel ist im26.Berufsjahr–und
er ist pessimistisch. DieAnforde-
rungen an den Klassenlehrbe-
ruf seien in diesen Jahren enorm
gestiegen, sagt er. «Klassenlehr-
personen arbeiten heute rund
achtWochen pro Jahr gratis.»

Man sehe es bei den Vorstel-
lungsgesprächen: DerBeruf habe
in den letzten Jahren klar an At-
traktivität verloren. Viele junge
KolleginnenundKollegen trauten
sich das Pensum nicht mehr zu,
geradewenn sie Familie oder an-
derweitige Verpflichtungen hät-
ten. Dagmar Rösler vom natio-
nalen Lehrerverband bestätigt:
«Das Amt der Klassenlehrperso-
nenwird nichtmehr so selbstver-
ständlich übernommen.»

Die Klassenlehrperson ver-
mittelt – anders als die Fach-
lehrperson – nicht nur den Stoff,
sondern ist auch eine Art Klas-
senmanager: Ansprechperson
für Eltern, Schulleitung und
Schulpflege, zuständig für Aus-
flüge, Klassenlager und Eltern-
abende, für Information und
Koordination zwischen Schü-
lern, Eltern und dem pädagogi-
schen Personal. Dazu gehören
Heilpädagogen, Psychomotorik-
therapeuten, Schulpsychologen,
Schulsozialarbeiter und – neu –
Schulsozialpsychologen.

FürdieseAufgabenbekommen
Klassenlehrerbei einemVollzeit-
pensum 100 Stunden pro Jahr –
«viel zu wenig», sagt Kachel. Er
habe diese Stunden schon nach
einem halben Jahr aufgebraucht.

Nun hat der ZürcherKantons-
rat imMärz zusätzliche Ressour-

cen beschlossen: Die Klassen-
lehrpauschale soll von 100 auf
160 Stunden angehobenwerden,
und generell gilt ein neuer Lek-
tionenschlüssel: ProWochenlek-
tionwerden jährlich 59 Stunden
vergütet, heute sind es 58.

Doch das Gesetz steht auf der
Kippe, FDP und SVP haben nach
dem knappen Kantonsratsent-
scheid das Referendumergriffen;
ebenso 99 von 160 Gemeinden
des Kantons Zürich. Im Herbst
entscheiden die Stimmberech-
tigten an der Urne.

Daswerde kein Spaziergang, sagt
Kachel. Und er droht: «Bei einem
Neinwird dieVolksschule ihrAn-
gebot reduzieren. Wir müssen
uns als Verband überlegen, wel-
cheLeistungenwir streichenkön-
nen,und entsprechendeEmpfeh-
lungen abgeben.» Er sei gerade
an der Organisation eines Aus-
flugs, späterkommenochdasAb-
schlusslager, wieder eine Woche
Einsatz. «Ein Teil dieser Anlässe
müsstewegfallen.Oderdie Schu-
le führt Bürozeiten ein,wie ande-
re Institutionen auch. Keine Ge-
spräche mehr ab 17 Uhr. Irgend-
wo hat es Grenzen.»

Auch anderen geht es so. Lau-
raWaldvogel, Klassenlehrerin an
einer Primarschule in Winter-

thur, sagt, die 100 Arbeitsstun-
den pro Jahr seien ein «Trop-
fen auf den heissen Stein». Al-
lein mit den Elterngesprächen
in der ersten Klasse seien sie auf-
gebraucht. Daneben gebe es aber
viele weitere Aufgaben.

Pragmatismus kann helfen
«Klassenlehrperson ist ein Füh-
rungsjob. Man ist rund um die
Uhr im Einsatz», sagt die 32-Jäh-
rige, die wie Kachel in der Ge-
schäftsleitung des Zürcher Leh-
rerverbands ist. «Wenn es einem
Vater nachts einfällt, dass er sein
Kind am nächsten Tag wegen ei-
nesArztbesuches aus demUnter-
richt nehmen muss, schreibt er
mireineNachricht, auchnochum
23 Uhr. Dann mache ich mir Ge-
danken. Kann das Kind den Stoff
nachholen?Könnenwiretwasver-
schieben?» Sie habe viel Energie
undsei trotzVollzeitpensumnicht
überlastet, sagt Waldvogel. Doch
dievomKantonsrat geplantenÄn-
derungenwären ein «Zeichender
Wertschätzungdafür,dasswirviel
mehrmachen, als wirmüssten».

Philipp Grossen, Klassenleh-
reranderSekundarschule inEm-
brach, versteht die Kritik der Ge-
werkschaft.ErkenneKollegen,die
überlastet seien. Selber habe er
jedoch einen Weg gefunden, da-
mit umzugehen.«Ichhabemiroft
Gedanken darüber gemacht, wie
ichdenUnterricht gestaltenwill»,
sagt der40-Jährige. «Mit den Jah-
renhabe ich gemerkt, dass eswe-
nigerauf die perfekteUnterrichts-
gestaltung ankommt als auf die
Beziehung zudenLernendenund
den Eltern.» Manchmal brauche
man ein wenig Pragmatismus,
dabei helfe die Erfahrung.«Heute
handhabe ich den Schulalltag lo-
ckererundbinwenigerbelastet.»

Die vomKantonsrat beschlos-
senenÄnderungen halte er den-

noch für angebracht. Denn die
Arbeitsbelastung sei hoch. «Al-
lerdings kannman das nicht nur
politisch lösen, es liegt auch in
derVerantwortung der Schullei-
tungen.»An der Sekundarschule
in Embrach sei die Schulleitung
«sehr proaktiv» und komme den
Lehrpersonenmit niederschwel-
ligen Massnahmen entgegen.

Argumente der Gegner
FDP-KantonsratMarc Bourgeois
ist ein Gegner des revidierten
Lehrpersonalgesetzes.DieVorla-
ge sei mit jährlichen Zusatzkos-
tenvon 83Millionen Franken zu-
lasten derGemeinden überfrach-
tet, sagt er. «Die Volksschule ist
heute schon einer der grössten
Ausgabeposten, inmanchen Ge-
meinden kostet sie mehr als al-
les andere zusammen.» Zudem
hätten sich die gesamten Schul-
kosten pro Kind seit der Jahrtau-
sendwende nahezu verdoppelt.

Jörg Kündig, Präsident des
kantonalen Gemeindepräsiden-
tenverbands, sieht die Finanz
hoheit der Gemeinden verletzt.
«Es stört, dass Regierung und
Parlament die Lehrerlöhne fest-
legen,die Gemeinden aberunge-
fragt 80 Prozent davon finanzie-
ren müssen.» Das Prinzip «Wer
zahlt, befiehlt» sei hier verletzt.

Die Entwicklung der Bil-
dungskosten gibt nicht nur im
Kanton Zürich zu reden. «In fast
allen Deutschschweizer Kanto-
nen ist die Stärkung der Klas-
senlehrerfunktion ein Thema»,
sagt Dagmar Rösler vom natio-
nalen Lehrerinnen- und Lehrer-
verband. Gesellschaftliche Her-
ausforderungenwürden seit Jah-
ren «still und leise» an die Schule
delegiert. «Irgendwann sind die
Ressourcen der Lehrpersonen,
vor allem der Klassenlehrperso-
nen, ausgereizt.»

«Klassenlehrpersonen arbeiten
achtWochen pro Jahr gratis»
Arbeitsbedingungen Der Kanton Zürich stimmt im Herbst über Lehrerlöhne ab.
Der Lehrerverband droht: Bei einemNein werde die Schule Angebote streichen.

«Klassenlehrperson
ist ein Führungsjob.
Man ist rund
umdie Uhr
im Einsatz.»
LauraWaldvogel
Klassenlehrerin an einer
Primarschule in Winterthur


